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Der Fokus britischer Aktivitäten innerhalb der Europäischen Gemeinschaft lag
1986 auf der dritten Präsidentschaft des Landes im Ministerrat. Für die Regie-
rung ergab sich hier eine willkommene Gelegenheit, die Stellung Großbritan-
niens als normales und engagiertes Mitglied der EG zu demonstrieren. Die wirt-
schaftlichen und sozialen Interessengruppen erblickten in der Präsidentschaft die
Möglichkeit, zur Förderung ihrer speziellen Anliegen Druck auf die Regierung
auszuüben. Im übrigen blieben die britischen Interessen in Bezug auf die norma-
le Tagesordnung der Gemeinschaftsangelegenheiten umstritten, insbesondere in
den Fragen des Agrarmarkts und des Gemeinschaftshaushalts.

Die Verhandlungen in Brüssel stießen im Berichtszeitraum lediglich auf mäßi-
ge Anteilnahme, sowohl auf Seiten der Befürworter als auch unter den Gegnern,
obwohl eine deutliche Tendenz abnehmender Anziehungskraft der transatlanti-
schen Verbindung über eine Reihe von Politikfeldern hinweg zu beobachten war.
Doch die zentralen Themen britischer Politik berührten andere Felder als die
Verbindungen zwischen dem Königreich und seinen europäischen Partnern. Im
Gegenteil, unter den Vorzeichen der Parlamentswahlen, die am 11. Juni stattfan-
den, verlagerte sich das Interesse der Parteien auf die Lage der britischen Wirt-
schaft und den sich herausbildenden sozialen und regionalen Dissens. Die eher
überraschende Beständigkeit der Verteidigungspolitik als Hauptthema, zu dem
die Ansichten der drei Parteien deutlich voneinander abwichen, reflektierte und
stimulierte im Ergebnis interessante Meinungsunterschiede auch über die euro-
päische Dimension. Zwar hatte diese europäische Dimension der Verteidigungs-
und Sicherheitspolitik in einem direkten Sinne wenig mit der EG zu tun, doch
sollten die indirekten Verbindungslinien nicht unterschätzt werden. Insbesonde-
re die Allianz zwischen Liberalen und Sozialdemokraten setzte sich zunehmend
stärker für eine europazentrierte Verteidigungspolitik ein, welche auch eine kol-
lektive nukleare Komponente enthalten könnte. Die Labour-Führung fand
schließlich, getrieben von dem Wunsch, die Glaubwürdigkeit ihrer nichtnukle-
aren Politik zu belegen, zu einer Befürwortung der Bedeutung von Stabilität und
effektiver konventioneller Verteidigungsfähigkeit in Europa. Die Vorstellungen
der konservativen Regierung dagegen ließen eher eine tatkräftige Verteidigungs-
zusammenarbeit auf der Basis der Westeuropäischen Union erkennen.

Übersetzung aus dem Englischen von Josef Janning, Institut für Politikwissenschaft der Universität
Mainz.
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Die Reform der Gemeinschaft
Das Jahr 1985 war zum Testfall für die britische Regierung geworden, da deren
Hoffnungen auf eine pragmatische Anpassung des Entscheidungsprozesses der
Gemeinschaft sich angesichts des geballten Drucks auf eine Vertragsergänzung
nicht hatten durchsetzen können. Die ablehnende Haltung der Regierung spie-
gelte natürlich Präferenzen der Minister wider; ihre Gründe sind aber ebenso in
tiefliegenden Ängsten zu suchen, die hehren Rufe nach der Europäischen Union
könnten kaum zu bewältigende innenpolitische Widerstände provozieren. Im
Rahmen des notwendigen Ratifikationsprozesses der Einheitlichen Europä-
ischen Akte (EEA) im Parlament befürchteten sie ein Wiederaufleben der alten
Grundsatzdiskussion über die britische EG-Mitgliedschaft. Dabei stellt schon die
Überlegung, ob die EEA tatsächlich eine echte Vertragsreform darstellt, für sich
genommen eine interessante Frage dar. Wie enttäuschend die Antwort darauf für
die Befürworter eines europäischen Maximalismus auch sein mag, nicht zu be-
zweifeln ist, daß sogar gemäßigte Reformen der EG durch deren Gegner in
Großbritannien als in gefährlicher Weise maximalistisch interpretiert werden
könnten, berücksichtigt man die Eigenarten des britischen Systems, dessen poli-
tische Kultur Verfassungsänderungen entgegensteht.

Als Folge dieser Bedenken betrieb die Regierung den Ratifikationsprozeß sehr
zurückhaltend. Sogar auf der technischen Ebene der Übersetzung der Einheit-
lichen Europäischen Akte in die Formeln des britischen Parlamentarismus blieb
man bedacht darauf sicherzustellen, daß die Akte als nützlich, aber marginal,
und als Bekräftigung des Status quo, nicht als radikaler Neuaufbruch erschien.
Dies gelang nicht, denn das Ergänzungsgesetz der Europäischen Gemeinschaft
(European Communities Amendment Bill) erwies sich als parlamentarischer
Alptraum. Aus unerfindlichen Gründen der Westminster-Prozeduren war das
Gesetz (im Gegensatz zu den meisten im Parlament vorgelegten internationalen
Verträgen) in einer Weise formuliert worden, die Ergänzungsvorschläge zuließ.
Dies bedeutete, daß sowohl Gegner der EG als auch spitzfindige Verfassungs-
kenner einen Freifahrtschein erhielten, ihre Ergänzungen vorzubringen und zu
debattieren. Es erforderte mehrere Sitzungstage, in den Ausschüssen (im perma-
nenten Ausschußsystem des Parlaments, welches sich mit komplexen und um-
strittenen Gesetzesvorhaben beschäftigt, im Gegensatz zu den spezialisierten
oder den Ausschüssen mit besonderer Funktion) jeden Ergänzungsvorschlag zu
diskutieren, ihn durch einen Minister zurückweisen zu lassen und zu registrieren.

Überraschenderweise stand die Zeit, die in diesen aufreibenden Prozeß inve-
stiert wurde, in keinem Verhältnis zur Bedeutung der Angelegenheit. Die Forde-
rungen erwiesen sich als eher formal denn inhaltsschwer. Sprecher aus der vor-
dersten Front der Labour-Fraktion engagierten sich zwar lebhaft im rhetorischen
Schlagabtausch, ohne jedoch an Wirkungen in der Sache oder auf die öffentliche
Meinung im allgemeinen zu setzen. Fundamentale Opposition äußerten nur Min-
derheiten in den Fraktionen von Labour und Konservativen, die sich überdies im
Vergleich zur Mehrheitsstörung zunehmend als exzentrisch erwiesen: Die Ge-
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meinschaftsverpflichtungen sind zu einem regulären Bestandteil des britischen
politischen Lebens geworden. Die Vertragsergänzungen durch die Einheitliche
Europäische Akte riefen nur scheinbar grundsätzliche Einwände hervor, auch
wenn der Ausschuß für die Europäischen Gemeinschaften des Oberhauses uner-
wartet einen eher hölzernen Bericht vorlegte, in dem die formalen Möglichkeiten
des Eingriffs der Akte in die Rechte Westminsters aufgezählt wurden. Die An-
nahme des Ratifikationsgesetzes stand trotz alledem nie in Zweifel und die
Zustimmung der Königin erfolgte am 12. 10. 1986. Als ein Ergebnis der zeitauf-
wendigen Beratung der Akte im Unterhaus, und zu einem geringeren Teil im
Oberhaus, ist festzuhalten, daß dem Parlament in der ersten Hälfte des Jahres
1986 die Zeit fehlte, andere Gemeinschaftsangelegenheiten ausführlich zu debat-
tieren.

Die Forderung nach Haushaltsdisziplin

Das Jahr 1986 bot der britischen Regierung die ungewöhnliche Gelegenheit, die
zugespitzte Frage des Zahlungstransfers zwischen dem Land und der EG zurück-
zustellen. Die Einigung von Fontainebleau zeigte Wirkungen und führte nicht zu
unmittelbaren politischen Problemen, obwohl die Berechnung ihrer Konsequen-
zen zum Alptraum der Statistiker geriet. Solange die schwierige Debatte über die
britischen Zahlungen und Rückflüsse anhielt, hatte sich die Regierung mit der
Kritik an einigen anderen, für sie unliebsamen Aspekten des Haushaltsprozesses
der EG zurückgehalten. Es waren zwar Vorstöße zur Verbesserung etwa der
Haushaltsdisziplin erfolgt, jedoch eher als notwendiges Beiwerk zu einer Um-
orientierung der Ausgabenpolitik, die die Briten stets befürwortet hatten. Neben
diesen oberflächlichen Argumentationen zeigte die britische Regierung nun Zei-
chen der Ungeduld über die Art und Weise, in der das Europäische Parlament
mit dem Rat über die Einigung in den endgültigen Haushaltsansätzen verhan-
delte.

Sicherlich entsprang diese Ungeduld teilweise einer Erbitterung über die an-
haltenden Fragen nach den britischen Beitragskürzungen von Seiten der EP-Ab-
geordneten, aber es wäre falsch, dieses als alleinige Erklärung der Folgeereignis-
se heranzuziehen. Die britische Regierung wies ebenso die in ihrer Sicht über den
rechtlich vertretbaren Rahmen hinausgehenden Forderungen nach Einnahmen-
und Ausgabenerhöhungen durch das Europäische Parlament zurück. Diese Be-
denken spitzten sich zu, als der Präsident des Europäischen Parlamentes Ende
1985 den Haushalt für 1986 unterzeichnete, welcher über die vereinbarte Ober-
grenze hinausging. Die britische Regierung drängte daraufhin im Ministerrat
nachdrücklich auf die Einlegung von Rechtsmitteln gegen das Parlament und
ging selbst mit der Anrufung des Europäischen Gerichtshofes noch einen Schritt
weiter, um über eine einstweilige Verfügung Ausgaben der Kommission auf-
grund des beanstandeten Haushalts bis zur Erledigung der Hauptsache zu verhin-
dern. Die einstweilige Verfügung vom 17. März 1986 und das Urteil vom 3. Juli
desselben Jahres bestätigten die britische Position (die im übrigen von mehreren

400 Jahrbuch der Europäischen Integration 1986/87



Vereinigtes Königreich

anderen Mitgliedsstaaten unterstützt wurde), nach der das Europäische Parla-
ment seine vertragsgemäßen Rechte überschritten hatte.

Neben substantiellen Fragen des Haushaltsprozesses markierte die Klage eine
Art Wasserscheide in der offiziellen britischen Haltung zur EG. Selbstverständ-
lich war die britische Regierung schon früher in wichtigen Fällen vor dem Euro-
päischen Gerichtshof aufgetreten, jedoch gewöhnlicherweise eher als Beklagte
denn als Klägerin. In der Haushaltsklage 1986 hatte die britische Regierung da-
gegen zum ersten Mal in einer wichtigen Grundsatzfrage des Gemeinschafts-
rechts beschlossen, völlig auf den gerichtlichen Entscheidungsprozeß der Ge-
meinschaft zu vertrauen. Die anhaltende Bedeutung der Haushaltsfragen für die
EG insgesamt wie für Großbritannien markiert den Stellenwert des neuen briti-
schen Vertrauens in das gerichtliche Verfahren und in einem weiteren Sinne in
den verfassungsmäßigen Entscheidungsprozeß.

Eine Präsidentschaft voller Absichten

In der für sie typischen Weise begann die britische Regierung früh damit, die Pe-
riode ihrer Ratspräsidentschaft im zweiten Halbjahr 1986 zu planen. In den frü-
heren Präsidentschaften hatte die Regierung stets Wert auf die geschäftsmäßige
Abwicklung der Gemeinschaftsangelegenheiten gelegt und war entschlossen,
nach diesem Muster auch 1986 zu verfahren. Die Amtsperiode sollte jedoch auch
wesentliche Unterschiede aufweisen: 1977 und 1981 war der britische Vorsitz
durch für sie unangenehme Vorlagen behindert worden, die in besonderer Weise
sensitive Probleme für Großbritannien aufwarfen. Die Zeichen für 1986 standen
günstiger, denn die anstehenden Fragen schienen sowohl Angelegenheiten des
„business as usual" zu betreffen als auch willkommene Handlungsmöglichkeiten
zu eröffnen, die britische und die Gemeinschaft insgesamt gleichermaßen betref-
fende Interessen einschlössen. Obgleich sich britische Minister und Beamte nicht
der Illusion hingaben, dramatische Bewegung im Verhandlungsprozeß der Ge-
meinschaft allein durch die Tatsache der Präsidentschaft zu sichern, so hofften sie
doch, die Arbeit des Rates in nützliche und konstruktive Bahnen zu lenken.

Die laufenden Geschäfte dieser dritten britischen Präsidentschaft begannen
unter drei günstigen Vorzeichen. Zum ersten stand keine Ablenkung durch na-
tionale Wahlen zu befürchten - ein deutlicher Gewinn zugunsten des Aufmerk-
samkeitswerts und der Beständigkeit der Regierungspolitik. Viele der am stärk-
sten beteiligten Minister verfügten zweitens über eine beträchtliche Erfahrung in
der Ratsarbeit. Dies gilt in besonderer Weise für den Außenminister, Geoffrey
Howe, und die Premierministerin. Drittens gelang es dem inzwischen beacht-
lichen Stab von Europaspezialisten innerhalb der Ämter, ihre gemeinsamen Er-
fahrungen zum Tragen zu bringen. In bezug auf den Entschließungsprozeß und
die Gesetzgebung begann die britische Präsidentschaft mit der formellen Prämis-
se, die volle Ratifikation der Einheitlichen Europäischen Akte nicht zu antizipie-
ren. In den Beratungen selbst, beispielsweise im Rat der Agrarminister, ergab
sich jedoch, daß unter britischem Vorsitz ohne größeres Zögern durch qualifi-
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zierte Mehrheit entschieden wurde. In bezug auf das Europäische Parlament
nahm die britische Regierung nicht nur die Notwendigkeit, den Abgeordneten
umfassend über die Ratsaktivitäten Bericht zu erstatten, sondern auch die sorg-
fältige Beobachtung der Parlamentsdebatten in zunehmender Weise ernst. Im
Alltagsgeschäft stieß diese aufmerksame Politik dagegen an ihre Grenzen: Im
Dezember 1986 erlebte Frau Thatcher eine schwere Stunde in Straßburg, als
zahlreiche Abgeordnete den für sie enttäuschenden vorangegangenen Europä-
ischen Rat heftig kritisierten.

Die politische Tagesordnung

Aus britischer Sicht zerfiel die Tagesordnung für 1986 in drei Themenbereiche:
Erstens, jene Felder, die die Briten in besonderer Weise zu fördern gedachten;
zweitens, die unausweichlichen Angelegenheiten des normalen Geschäftsganges;
drittens, einige wenige verzwickte Fragen, in denen Gefahr bestand, auf dem fal-
schen Fuß erwischt zu werden.

Die Fragen des weiteren Zugangs für neuseeländische Butter zum Gemeinsa-
men Markt war durch die anhaltenden Auseinandersetzungen zwischen der fran-
zösischen und der neuseeländischen Regierung in den Nachwehen der Affäre um
die „Rainbow Warrior" vorbelastet. Durch die Verhandlungslösung dieses Dis-
puts erwies sie sich schließlich jedoch als wesentlich unkomplizierter im Ver-
gleich zu allen früheren Gelegenheiten.

Die Probleme der Schadstoffbelastung durch Großfeuerungsanlagen in Ver-
bindung mit Annahmen über Ursache und Wirkung des sauren Regens gestalte-
ten sich in der Praxis weniger schwierig als erwartet. Die britische Politik gab sich
kompromißbereit, die Expertenberechnungen zu den Auswirkungen des sauren
Regens fielen differenzierter aus und die Fülle anderer Hindernisse auf dem Weg
zu einer entsprechenden Gemeinschaftsentscheidung trug dazu bei, eine Bloß-
stellung der britischen Position zu verhindern.

Im Ergebnis ist vielleicht die Frage der europäischen Haltung gegenüber Süd-
afrika als das schwierigste Problem der britischen Amtsperiode anzusehen.
Großbritannien stand unter schwerem Druck von sehen anderer Regierungen im
Commonwealth und von beträchtlichen Teilen der öffentlichen Meinung mit dem
Ziel, eine scharfe Verurteilung der dortigen Zustände durch die Regierung zu er-
reichen. Frau Thatcher, demonstrativ unbeeindruckt durch die Forderungen, zog
es vor, dem Ruf nach harten Sanktionen eindeutig zu widerstehen. Es erscheint
paradox, aber die europäische Ebene enlastete die britische Position gegenüber
dem Commonwealth. Dennoch hatte Außenminister Howe, formal als Vertreter
der EG, wahrgenommen und geschmäht jedoch als britischer Sprecher, die
Blamage einer fruchtlos gebliebenen Mission im südlichen Afrika und einigen
Frontstaaten zu erleiden.

In der Folge konnte die britische Regierung jedoch ihre Haltung als Resultat
der EG-Beschlüsse gegenüber dem Commonwealth ausgeben. Hinzu trat der für
die offizielle britische Politik glückliche Umstand, daß genügend andere Regie-
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rungen, insbesondere die deutsche und die portugiesische, ersthafte Sanktionen
ablehnten, so daß sich Großbritannien schließlich sogar für hilfreiche Unterstüt-
zung bedanken konnte. Der gesamte Vorgang demonstrierte auf merkwürdige
Weise das Ausmaß der Neuorientierung britischer Einstellungen seit dem Beitritt
zur Gemeinschaft. Die Mitgliedschaft in der Europäischen Gemeinschaft hatte
der britischen Politik straffere Zügel angelegt - im Endergebnis erwiesen sich
diese als recht angenehm zu tragen. Das alte emotionale Band des Common-
wealth blieb als Einflußfaktor auf die britische Politik überraschend schwach bis
hin dazu, daß in der britischen Presse vereinzelt die Auffassung vertreten wurde,
die Bedeutung des Commonwealth habe sich erschöpft.

Für einen Einheitlichen Europäischen Markt

Im Kern des britischen Ansatzes in der Präsidentschaft lag das ernsthafte Anlie-
gen der Regierung, den Binnenmarkt herbeizuführen und die Industrie von kon-
traproduktiven Regulierungen zu befreien. Hier bestand eine echte Chance, die
eigene Vorliebe für eine effiziente Abwicklung der Gemeinschaftsangelegen-
heiten mit gewichtigen Zielen der Politik zu verbinden. Zwei Prioritäten schälten
sich heraus: Einerseits so zügig und effektiv wie möglich mit dem Cockfield-Pro-
gramm voranzukommen, andererseits diese Philosophie auch auf den Arbeits-
markt zu übertragen. Eine Verbindung dieser zwei Anliegen sollte wesentlich zu
einer Dynamisierung der europäischen Industrie beitragen, legt man die Vorzei-
chen der Wirtschaftsdoktrin der Thatcher-Regierung an. In beiden Fällen eröff-
nete die Präsidentschaft die willkommene Gelegenheit, den Ansatz der Gesetz-
gebung in der EG von einer Überregulierung zur Minimalregulierung zu wan-
deln. Diese Linie wäre gleichbedeutend mit der nach innen verfolgten Wirt-
schaftspolitik, in der - und dies ist wichtig - die britische Regierung ein Modell
erblickte, dessen Umsetzung nun auch von anderen Mitte-Rechts-Regierungen
in der EG angestrebt wurde. In bezug auf das Cockfield-Programm lagen die bri-
tischen Ziele offen zutage: Großbritannien wollte die Konsolidierung des ge-
meinschaftlichen, laufenden Aktionsprogrammes der Ratspräsidentschaften, das
Ende 1985 mit dem Ablauf der Präsidentschaft Luxemburgs eingesetzt worden
war. Die erzielten Fortschritte im Rahmen der 1986/87 folgenden Präsidentschaf-
ten sollten zu einer Veränderung jener Verfahrensgewohnheiten im Rat beitra-
gen, die zuvor allzu leicht eine Blockierung von Entscheidungen durch zweifeln-
de Mitglieder gestattet hatten. Es kam darauf an, einen stetigen Entscheidungs-
rhythmus beizubehalten, kombiniert mit fein abgestimmten Entscheidungen
über den geeigneten Zeitpunkt zur Beförderung von Vorlagen von der techni-
schen auf die politische Ebene. Ein Blick auf die Anzahl getroffener Entschei-
dungen mag dies verdeutlichen, obgleich sich die britische Regierung bewußt ei-
ner explizit formulierten Zielzahl positiv verabschiedeter Direktiven widersetzte.
Im Ergebnis blieb der Fortschritt hinter den britischen Erwartungen zurück, wie
dies auch während der holländischen Präsidentschaft der Fall gewesen war. Zum
Ende der Amtsperiode ließ Frau Thatcher keinen Zweifel an der politischen Be-
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deutung des Binnenmarktes für Großbritannien offen: Im November 1986, im
Vorfeld des Londoner Gipfels, schrieb sie persönlich andere Staats- und Regie-
rungschefs um ihre Zustimmung zu einigen anhängigen Direktiven an, die sich
mit so entlegenen Themen wie etwa Verfahrensregelungen für Labortests befaß-
ten.

Interessanterweise und vielleicht überraschend stellte sich der Arbeitsmarkt
als der zentrale Gegenstand britischer Aufmerksamkeit im Jahr 1986 dar. Seit
dem Beitritt zur EG hatten sich alle britischen Minister im Rat für soziale Ange-
legenheiten den Bestrebungen der Kommission, den Rat in Richtung auf eine ak-
tive Sozialpolitik zu drängen, verweigert. Die Vredeling-Richtlinie (zu einem Ar-
beitnehmerbelange einschließenden Gesellschaftsrecht) war für eine lange Zeit
das rote Tuch des britischen Stiers gewesen. Mit dem Jahr 1986 war ein noch grö-
ßeres Ärgernis auf der Tagesordnung erschienen - die Richtlinie zum Mutter-
schaftsurlaub. In der Zwischenzeit hatten sich konservative Minister und ihre Be-
rater hauptsächlich mit der Beseitigung der „burdens on business", die die Kräf-
te des Marktes behindern, befaßt und hatten zu diesem Ziel ein nationales Pro-
gramm eingeführt. In der Ratstagung für soziale Angelegenheiten vom Juni
1986, nach einigen Wochen sorgfältiger Vorbereitung, legte der britische Ver-
treter gemeinsam mit seinem irischen und italienischen Kollegen ein Dokument
vor, in dem eine neue EG-Strategie zur Beschäftigung verlangt wurde. Gemein-
sames Ziel der Initiative war, den Rat anstelle der fruchtlosen Diskussionen über
die Einzelheiten der Arbeitsgesetzgebung zur Annahme einer wirtschaftsbezoge-
nen Beschäftigungsstrategie zu bewegen. Die Briten wollten sogar noch wesent-
lich weiter gehen, indem sie die Initiative als Beginn einer bedeutend höheren
Flexibilität der Arbeitgeber zur Schaffung eines dynamischeren Arbeitsmarktes
interpretierten, etwa in dem Sinne ihrer positiven Wahrnehmung der amerikani-
schen Erfahrungen.

So wurde schließlich die Förderung dieses Ansatzes zum Schlüsselthema der
britischen Präsidentschaft, in der Hoffnung, auf dem Londoner Gipfel die Zu-
stimmung zu einem Aktionsprogramm zu erreichen. Die Initiative war sicherlich
geeignet, eine Debatte im Rat für Soziale Angelegenheiten zu initiieren und die
Kommission von ihrem gesteckten Kurs abzubringen. Auch das Europäische
Parlament befaßte sich eine Zeitlang mit diesem Themenbündel. In dem Ver-
such, neue und alte Ansätze zur Arbeitsmarktpolitik zu kombinieren, entpuppte
sich das Resultat des Londoner Gipfels jedoch als deutlich unschärfer. Kritiker
der britischen Politik hielten ihr die Vernachlässigung der Bedeutung des Dialogs
der Sozialpartner (in den meisten kontinentalen Ländern ein notwendiges Ele-
ment im Entwicklungsprozeß eines Entschlußpakets) vor. Kritiker auf Seiten der
Linken gingen in ihrer Ablehnung der zentralen Vorschläge noch darüber hin-
aus. Die britische Präsidentschaft argumentierte dessen ungeachtet, es sei eine
wichtige Umorientierung der beschäftigungspolitischen Tagesordnung erreicht
worden.
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Haushaltsmittel und Ausgabenprioritäten

Normalerweise zählt es zu den Hauptaufgaben einer Präsidentschaft im zweiten
Halbjahr, die entscheidende Phase der jährlichen Haushaltsberatungen zu be-
wältigen. Der britischen Präsidentschaft fiel in der Beilegung der Hauptfragen
des inkriminierten Haushalts 1986 eine besonders schwere Last in dem Wissen
darum zu, daß selbst die ausgefeiltesten Buchungstechniken kaum die Kluft zwi-
schen Einnahmen und Ausgaben auf einfache Weise zu überbrücken vermoch-
ten. Dank des in Schlichtungsbemühungen wie Sprachkenntnissen gleicherma-
ßen fähigen Ministers Peter Brooke schlugen sich die Briten achtbar. Der bittere
Unterton des vergangenen Jahres konnte vermieden werden, obwohl der Haus-
halt 1987 wegen deutlicher Differenzen über die Obergrenze und einige strittige
Ansätze nicht im Dezember verabschiedet werden konnte. Der Kürzungsmecha-
nismus entwickelte sich in der britischen Perspektive glücklicherweise nicht zu ei-
ner Lebensfrage, wenn auch die Polarisierung zwischen nördlichen und südlichen
Mitgliedstaaten im Verlauf des Jahres deutlicher hervortrat.

Andererseits wurden die Briten wegen ihres Ausweichens vor den langfristigen
Themen der Gemeinschaftsfinanzierung allgemein kritisiert - am lautstärksten
durch den Kommissionspräsidenten Jacques Delors. Ein ungeplanter, doch am
Ende geschickt eingesetzter Beitrag war dagegen das ausgedehnte Sitzungsma-
rathon des Agrarministerrates. Es bleibt abzuwarten, ob die erzielten Entschei-
dungen zu Milch und Rindfleisch sich behaupten werden, ein wirklicher Anlauf
zur Reform der gemeinsamen Agrarpolitik wurde jedenfalls unternommen.
Ziemlich enttäuschend blieb das Scheitern des Rats der Forschungsminister,
noch vor Ende 1986 die Mittel für ein mehrjähriges Rahmenprogramm zu bewil-
ligen; ein Scheitern, welches insbesondere die Kommission enttäuschte. Im Ver-
ein mit Frankreich und der Bundesrepublik widersetzte sich Großbritannien
hartnäckig der Zustimmung zu den Kommissionsvorschlägen, sogar in ihrer mo-
difizierten Form. Diese drei Regierungen bilden nicht nur die Gruppe der Netto-
zahler zum Gesamthaushalt, sondern erweisen sich auch als die größten Skepti-
ker in der Frage, ob die inhaltlichen Vorschläge der Kommission ohne weiteres
derartig große Haushaltsansätze verdienten.

Zusammenfassung

Die Schlußpassage eines Arbeitszeugnisses der britischen Politik für 1986 könnte
etwa folgendermaßen lauten: ,,. . . hat hart gearbeitet, zeigt einiges Vorstel-
lungsvermögen, erledigt jedoch nicht alle Aufgaben fristgerecht oder zur Zufrie-
denheit der anderen."

Selbst wenn dem so ist, fällt die Bilanz doch insgesamt positiver aus als die Er-
gebnisse der früheren Präsidentschaften Großbritanniens. In einem weiteren Sin-
ne deuten alle Zeichen darauf hin, daß sich die britischen Einstellungen zur EG
auf die Akzeptanz der Europäischen Dimension als normaler Bestandteil der po-
litischen und ökonomischen Landschaft eingependelt haben.
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